
84 Berliner Osteuropa InfoForum

Da die Parteien sich leider nicht außergerichtlich eini-
gen konnten, wurde Anfang März 2000 – nachdem das
deutsche Unternehmen die angeforderten Unterlagen vor-
gelegt hatte – erneut im Beisein des Verfassers streitig
verhandelt. Während die Verhandlung wiederum in einem
zu kleinen Verhandlungszimmer stattfand, hatten zumin-
dest die Temperaturen inzwischen ein angenehmeres Maß
erreicht. Die Vertreter des weißrussischen Unternehmens
verärgerten die übrigen Verfahrensbeteiligten mit einem
erst im Laufe der mündlichen Verhandlung überreichten
weiteren Schriftsatz.

Auch in der weiteren Verhandlung beließ es das Gericht
bei Andeutungen zur eigenen Einschätzung der Sach- und
Rechtslage. Ausführlich wurde diskutiert, ob die Beklag-
te überhaupt berechtigt war, vom Vertrag Abstand zu neh-
men. Hier versuchte das weißrussische Unternehmen mit
der Rechtsfigur des Wegfalls der Geschäftsgrundlage zu
argumentieren. Streitig war des Weiteren, ob das deut-
sche Unternehmen bereits den Eingang der ersten, ge-
genüber dem ursprünglichen Zahlungsplan herabgesetz-
ten Teilzahlung zum Anlass nehmen durfte, die Produkti-
on der zu liefernden Anlage in Auftrag zu geben. Die Be-
klagte verneinte dies und zog aus diesem Umstand den
Schluss, dass das deutsche Unternehmen einen hierdurch
entstandenen Schaden nicht geltend machen konnte.

Das Gericht gab der Beklagten Gelegenheit, zu den Aus-
führungen der Klägerin noch einmal Stellung zu nehmen.
Auch insoweit fiel die Frist von zehn Tagen außerordent-
lich kurz aus. Zugleich kündigte das Gericht an, binnen
zwanzig Tagen eine Entscheidung zu treffen, die den Par-
teien zugehen sollte. Ein Ergebnis steht noch aus.

IV. Fazit

Der geschilderte Ablauf zeigt, dass das Schiedsgericht in
Minsk sich durch eine außerordentlich schnelle und ef-
fektive Verfahrensweise auszeichnet. Aussagen über die
Qualität der getroffenen Entscheidungen lassen sich der-
zeit noch nicht treffen, zumal dies immer nur ausschnitts-
weise beurteilt werden kann. Festzuhalten ist aber, dass
die Verantwortlichen des Internationalen Schiedsgerichts
bei der Belorussischen Industrie- und Handelskammer
in Minsk bestrebt sind, den Handelsteilnehmern effekti-
ve Streitschlichtungs- und Streitentscheidungsmechanis-
men zur Verfügung zu stellen.
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1. Einleitung

Bulgarien galt lange Zeit als eines der Schlußlichter Ost-
und Südosteuropas. Begründet lag dies vor allem in den
häufigen politischen Krisen des Landes und dem dadurch
verzögerten Reformprozess. Es lag aber auch an außen-
politischen Faktoren, wie z.B. dem Konflikt in den Staa-
ten des ehemaligen Jugoslawien, zuletzt im Kosovo.

Seit dem letzten Regierungswechsel im Jahre 1997
scheint Bulgarien nicht nur politisch, sondern auch wirt-
schaftlich an Stabilität gewonnen zu haben. Die intensi-
ven Bemühungen des Landes, seine Rechts- und Wirt-
schaftsordnung an die geforderten Kriterien der EU an-
zupassen, führten im letzten Jahr zu einer wohlwollen-
den Einladung seitens der EU zu Beitrittsverhandlungen
(wobei dieser Akt mehr aus politischen als aus wirtschaft-
lichen Gesichtspunkten vorgenommen wurde).

Durch die vorgesehenen vielversprechenden finanziellen
EU-Fördermaßnahmen und die Stabilisierung der Wirt-
schaftseckdaten des Landes rückt Bulgarien nunmehr
wieder in das Blickfeld ausländischer Investoren. Dies
liegt sicherlich aber daran, dass nach der bereits abge-

schlossenen Privatisierung und Markterschließung in
Polen, Tschechien und Ungarn, nunmehr Bulgarien und
Rumänien als neue Märkte interessant werden.

So dauert die Privatisierung in Bulgarien noch an, zum
Beispiel in den Bereichen der Telekommunikation (BTK)
sowie der großen Staatsbetriebe Balkancar und Bulgar-
tabac. Bis Ende 2000 sollen die gemeindlichen Wasser-
versorgungs- und Kanalisationswerke in Aktiengesell-
schaften umgewandelt werden. Daran können ausländi-
sche  Investoren Anteile von höchstens 20% erwerben.

Die Bundesrepublik Deutschland ist nach wie vor der Staat
geblieben, mit dem Bulgarien die größten Außenwirt-
schaftsbeziehungen unterhält1, wobei die ausländischen
Direktinvestitionen insgesamt im Verhältnis zu anderen
osteuropäischen Staaten als mäßig bis schwach bewertet
werden. Die bulgarische Zielsetzung, den deutsch – bul-
garischen Wirtschaftsbeziehungen besonderes Gewicht
zu verleihen, wurde durch die Entscheidung der bulgari-
schen Interimsregierung im Jahre 1997, die bulgarischen
Währung an die deutsche Mark im Verhältnis 1000 zu 1
zu koppeln, verdeutlicht. Am 1.7.1999 wurde durch eine
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Währungsreform der bulgarische Lev mit der DM gleich-
gesetzt. Danach erhielt 1 Lev den Gegenwert von 1 DM.

2. Rechtliche Rahmenbedingungen

Bulgarien hat nach vielen gesetzlichen Reformen seit
1989 inzwischen eine liberale und klare Auslands-
investitionsgesetzgebung entwickelt. Die Probleme, mit
denen ein Auslandsinvestor heute in Bulgarien konfron-
tiert wird, entstehen nicht durch schlechte oder fehlende
Gesetze, sondern vielmehr aufgrund der fehlenden Um-
setzung der Gesetze mangels Durchführungsvorschriften
oder augrund schlechter Umsetzung der Vorschriften
durch eine unzureichend ausgebildete Verwaltung. 1999
wurde ein sog. Weißbuch der ausländischen Investoren
herausgegeben, das Feststellungen und Vorschläge zur
Verbesserung ihrer geschäftlichen Tätigkeit in Bulgarien
zusammenfasst und den Schwerpunkt auf die Überwin-
dung bürokratischer Hürden ihres Wirtschaftengagements
setzt. Die Rede ist auch von einer fehlenden Zusammen-
arbeit zwischen Privatwirtschaft und Verwaltung.

2.1 Gesetz über die ausländischen Investitionen

2.1.1 Nach mehreren Gesetzänderungen gilt seit dem
24.10.1997 das neue „Gesetz über die ausländischen In-
vestitionen“ (zuletzt geändert DV Nr. 110/1999). Zum
Regelungsgegenstand des Gesetzes gehört neben der Aus-
übung von Auslandsinvestitionen, Auslandsinvestitions-
tätigkeiten ausländischer Personen und deren Schutz auch
das Verfahren über die Verwirklichung vorrangiger Inve-
stitionsprojekte (Artikel 1).

2.1.2 Die Agentur für ausländische Investitionen wird hier
ausführlich als Institution für ausländische Investitionen
festgeschrieben (Artikel 10 Auslandsinvestitionsgesetz).

Der Begriff der ausländischen Investition ist erweitert
bzw. spezifiert worden.

Der im Gesetz geregelte Bereich über die vorrangigen
Investitionsprojekte (Art. 21–22), die besonders geför-
dert werden, wurde 1998 zum Teil wieder abgeschafft.
(Die Investition musste dabei die Summe von 5 Mio. USD
übersteigen und mindestens 100 neue Arbeitsplätze schaf-
fen. Bei Vorliegen dieser Voraussetzungen können die Un-
ternehmen in den ersten 10 Jahren bis zu 50% von der
Gewinnbesteuerung befreit werden). Jetzt wurde diese
Steuerpräferenz aufgegeben und eine eher unklare Rege-
lung der vorrangigen Investitionsprojekte beibehalten.
Gem. Art. 21 kann auf Antrag eines Investors die Aus-
landsinvestitionsagentur dem Ministerrat vorschlagen,
dass eine institutionelle Unterstützung durch Beteiligung
von Vertretern der jeweiligen interessierten Ministerien
und Behörden beschieden wird und diese Projekte vom
Ministerrat als vorrangig anerkannt werden.

In diesem Zusammenhang können für solche Projekte
beschränkte Sachenrechte an unbeweglichem Grund und
Boden überlassen werden (privates oder staatliches/
gemeindliches Vermögen).

Neue Regelungen beinhaltet auch das Kapitel über den
Erwerb von unbeweglichem Vermögen (Artt 23 bis 26).
Gemäß Art. 23 kann eine ausländische Person ein Eigen-
tumsrecht und beschränkte Sachenrechte an unbewegli-
chem Vermögen erwerben. Gemäß Absatz 2 kann jedoch
diese ausländische Person weder über den Umweg einer
Zweigstelle noch als Einzelkaufmann Eigentumsrecht an
Grund und Boden erwerben. Das heißt, dass de facto nur
das Eigentumsrecht auf das sogenannte Gebäudeeigentum
möglich ist. Die Einschränkung des Eigentumserwerbs-
verbotes an Grund und Boden bleibt insoweit im Einklang
mit Art. 22 der Verfassung, der das Grundeigentumser-
werbsverbot für Ausländer festschreibt. Ob der Erwerb
von Grund und Boden durch eine bulgarische juristische
Person mit ausländischer Beteiligung möglich ist (auch
im Falle einer 100% ausländischen Beteiligung) – was
von der Mehrheit der bulgarischen Juristen befürwortet
wird – und wie das in der Praxis gehandhabt wird, bleibt
nach meiner Auffassung zweifelhaft, solange auf Verfas-
sungsebene das Grunderwerbsverbot besteht. Das bulga-
rische Parlament will die bulgarische Verfassung diesbe-
züglich Mitte dieses Jahres ändern, da diese Bestimmung
nicht mehr mit dem eigentumsrechtlichen Begriff und
dem Begriff der Freizügigkeit des EU- Rechts vereinbar
ist.

In diesem Zusammenhang ist auch die ausdrückliche Re-
gelung im Gesetz (Art. 25 AuslInvG) von Bedeutung, dass
bei einer unrechtmäßigen Ausführung von Rechtsgeschäf-
ten mit unbeweglichem Vermögen sämtliche Rechtsge-
schäfte, die durch eine Scheinperson ausgeführt werden,
durch Gerichtsentscheidung auf Antrag eines Staatsan-
walts oder einer interessierten Person für nichtig erklärt
werden können.

Geblieben ist die Genehmigungspflicht für den Erwerb
von Gebäuderechten und beschränkten Sachenrechten in
besonderen Gebieten, insbesondere Grenzgebieten und
anderen Territorien, die durch den Ministerrat gesondert
festgelegt werden und die mit der nationalen Sicherheit
zusammenhängen (Art. 24).

Was den typischen Regelungsbereich des AuslInvG hin-
sichtlich des Investitionsschutzes betrifft, insbesondere
den Enteignungsschutz (Art. 26) sowie den Gewinn-
transfer, so bietet das Gesetz einen den internationalen
Standards entsprechenden Investitionsschutz.

Neben der neuen Regelung über die Sicherungsübereig-
nung werden unter dem Kapitel „Besondere Vorschrif-
ten“ auch die vormals in einem gesonderten Abschnitt
behandelten arbeitsvertraglichen Bestimmungen geregelt.
Dies ist leider ein Beispiel dafür, dass bei diesem Gesetz
die Gesetzessystematik kaum Berücksichtigung gefun-
den hat.

Ganz neu im Gesetz (ab dem 1.1.2000) wurde die
Sozialversicherungspflicht ausländischer Arbeitnehmer
in Bulgarien unter Anwendung bulgarischen Rechts ein-
geführt.
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2.2 Sonstige Änderungen

2.2.1 Der Erwerb von Konzessionen nach dem neuen
Konzessionsgesetz

Neben dem AuslInvG trat Ende 1995 ein Konzessions-
gesetz in Kraft, das die wesentlichen Vorschriften zur
Erteilung von Konzessionen (auch an Auslandsinvestoren)
beinhaltet und die im AuslInvG bestehende Regelungs-
lücke, die auch bis dahin die Beteiligung der Ausländer
an der Privatisierung behinderte, schloß.

Durch Vergabe von Konzessionen auf staatliches Eigen-
tum sollen staatliche Schulden nach dem Prinzip debt for
equity (Schulden gegen Eigentum) reduziert werden.
Durch die Konzessionen erhält der Konzessionär ein be-
sonderes Nutzungsrecht an Objekten, die im öffentlichen
Staatseigentum stehen.

Konzessionen können auf Objekte erteilt werden, die
gemäß Artikel 18 Abs. 1 der Verfassung ausschließliches
Staatseigentum sind, dazu zählen die Bodenschätze, der
Uferstrand, die Republikstraßen sowie die Gewässer, die
Wälder, die Parks von nationaler Bedeutung und die Na-
tur- und archäologischen Reservate.

Ferner können Konzessionen auf Objekte erteilt werden,
über die der Staat gemäß Artikel 18 Abs. 2 und 3 souve-
räne Rechte ausübt, dazu zählen die biologischen, mineral-
und Energieressourcen des Kontinentalshelfs, die Radio-
und Fernsehfrequenzen und die Satellitenpositionen des
geostationären Orbits, die durch internationale Abkom-
men für Bulgarien festgelegt sind.

Ferner können Konzessionen auf sonstige Objekte er-
teilt werden, die öffentliches Staatseigentum sind, dazu
zählen u.a. die nationalen Post- und Fernmeldenetze, die
öffentlichen Häfen und die Zivilflughäfen, die nuklearen
Anlagen, die öffentlichen Wasserversorgungsanlagen, die
Strom- und Wärmekraftwerke und die dazugehörigen
Netze (Artikel 4 des Konzessionsgesetzes).

Die Konzession wird im Wege der Ausschreibung oder
Versteigerung erworben. An diesen Verfahren können bul-
garische und auch ausländische, natürliche und juristische
Personen teilnehmen. Die Konzession wird für die Dau-
er von bis zu 35 Jahren ab Inkrafttreten des Konzessions-
vertrages vergeben. Danach kann sie unter der Vorausset-
zung, dass die Gesamtdauer nicht mehr als 50 Jahre über-
steigt, weiter verlängert werden. Nach Ablauf dieser
50jährigen Frist wird erneut ein Konzessionsvergabe-
verfahren eröffnet, an dem der alte Konzessionär teil-
nehmen kann.

2.2.2 Weitere gesetzliche Änderungen

Neben den Änderungen im Bereich der Auslands-
investitionsgesetzgebung ist,  was die Sicherung von For-
derungen betrifft, ein Gesetz über besondere Pfänder er-
lassen worden2. Dadurch entsteht eine Eintragungspflicht
für besondere verpfändete Gegenstände. Auch im Eigen-
tumsrecht sind wesentliche Änderungen vorgenommen
worden. Zunächst wurde durch ein neues „Gesetz über
das staatliche Eigentum“3 und ein „Gesetz über Gemeinde-

eigentum“4 das staatliche Eigentum neu geregelt und da-
mit eine wesentliche Grundlage für die Anwendung des
Konzessionsgesetzes geschaffen. Die Einschränkung des
Erwerbs landwirtschaftlicher Flächen durch bulgarische
Gesellschaften mit ausländischer Beteiligung ist durch
Änderung des „Gesetzes über das Eigentum landwirtschaft-
licher Flächen“ entfallen (Art. 3 Abs.3)5.

Durch Änderung des Handelsgesetzes am 31.10.1997, das
sich stark am deutschen Handelsgesetz orientiert, wurde
das Mindeststammkapital der bulgarischen Gesellschaft
mit beschränkter Haftung auf 5.000 Leva ( ca. 5.000 DM)
erhöht6. Bei der bulgarischen Aktiengesellschaft beträgt
das Mindeststammkapital nunmehr 100.000,00 Leva7.

Im Banken- und Versicherungssektor gibt es ein neues
„Gesetz über die Banken“8. Ebenso kam es zur erstmali-
gen Verabschiedung eines „Gesetzes über die Versicherun-
gen“9, das diesen Sektor ebenfalls belebte (z.B. Beteiligung
der Allianz Versicherung zu 51% bei der Bulgaria AD).

Die neueste interessante Gesetzesnovellierung betrifft
den Sozialversicherungsbereich durch den am 1.1.2000
in Kraft getretenen Kodex für die Sozialversicherungs-
pflicht (DV 110/1999) sowie das neue DevisenG (DV
83/1999), das den Kapitalverkehr mit dem Ausland auch
im Hinblick auf die EU liberalisieren soll.

Geplant ist ebenfalls eine Novellierung des noch aus so-
zialistischer Zeit stammenden Arbeitsgesetzbuches. Darin
sollen die Möglichkeiten der Arbeitsvertragsbedingungen
novelliert werden und die Kündigungs- und Abfindungs-
vorschriften liberalisiert werden.

3. Steuerliche Aspekte

Das Steuerrecht unterlag in den letzten Jahren ebenfalls
mehreren Novellierungen, zumeist erst auf Druck des
IWF. Nachdem 1999 fast alle Steuergesetze novelliert
wurden, wurde als letzter Reformakt ein neues Steuer-
verfahrensgesetz verabschiedet. Mit Inkrafttreten dieses
Gesetzes ab dem 1.1.2000 wird auch die Umstrukturie-
rung der Steuerverwaltung eingeleitet. Für dieses letzte
Gesetz, aber auch für das vor kurzem wieder geänderte
MehrwertsteuerG, fehlen noch immer Durchführungsvor-
schriften, so dass man einige Tatbestände nur erahnen
kann. Ferner werden regelmäßig die Formulare für die
Steuererklärungen geändert. Dies ist ein Beispiel für die
Hindernisse, mit denen Investoren konfrontiert werden.

Bei einer Wirtschaftstätigkeit, die in Bulgarien ausgeübt
wird, haben ausländische Investoren Mehrwertsteuer,
Verbrauchersteuer, Körperschaftssteuer und Einkom-
menssteuer zu entrichten.

3.1  Körperschaftssteuer

Die Körperschaftssteuer wurde im Jahre 1997 durch das
neue „Gesetz über die Körperschaftssteuer“10 (Kör-
perschaftStG) eingeführt. Das Gesetz ersetzte das bis
dahin geltende Gesetz über die Gewinnsteuer, das zuvor
die steuerrechtlichen Vorschriften des Erlasses Nr. 56
über die Wirtschaftstätigkeit endgültig abschaffte.11 Da-
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nach wurde der Steuersatz auf den Gewinn Anfang 1999
von 30% auf 27% bei einem Jahresgewinn eines Unter-
nehmens über 50 Mio. Leva gesenkt. Ende 1999 wurde
die Gewinnbesteuerung für große Unternehmen ab dem
1.1.2000 erneut auf 25% gesenkt.

Bemessungsgrundlage für die Feststellung des Gewinns
ist der steuerpflichtige Gewinn reduziert um die Gemein-
desteuer, die 10% beträgt (Art. 44 Abs.1 und Art.45
KörperschaftStG), so dass die effektive Belastung für
diese Unternehmen 32,5% beträgt (statt früher 34,3%).
Gesellschaften mit einem Jahresgewinn unter 50.000 Leva
(50.000 DM) müssen weiterhin eine Gewinnsteuer von 20%
entrichten; deren effektiver Steuersatz bleibt 28%.

Quellensteuer in Höhe von 15% auf das Bruttoeinkom-
men wird auf Dividenden und Liquidationsanteilen, Zins-
erträge, Autoren- und Lizenzvergütungen, Vergütungen für
technische Dienstleistungen, Einkünfte aus Mietzinsen,
Vergütungen aus Betriebsleasing, Franchising und Fac-
toring aus Quellen in der Republik Bulgarien entrichtet.

Zu den Steuervergünstigungen:
1999 wurden viele Steuerpräferenzen wieder aufgeho-
ben und der Schwerpunkt auf die Schaffung eines allge-
mein positiven Investitionsklimas gelegt. Art. 60 des Ge-
setzes sieht eine neue Form der Investitionsförderung vor.
Diese sieht eine Steuerbefreiung für bestimmte Investi-
tionsgüter vor, wenn die Investition in Gebieten mit ho-
her Arbeitslosenquote getätigt wird. Dabei muss die Steu-
er als Reserve für Reinvestitionen in der Gesellschaft
beibehalten werden.

Gemäß Art. 61a werden Gewinne der Landwirtschafts-
betriebe, die sie aus unverarbeiteter Landwirtschaftspro-
duktion erwirtschaften, von der Gewinnsteuer befreit. Der
Betrag muss auch hier als Reserve für Reinvestitionen
im Unternehmen verbleiben.

3.2 Mehrwertsteuer

Der Basissteuersatz beträgt 20%. Die Mehrwertsteuer-
anmeldepflicht besteht für Steuersubjekte, die jährlich
einen Umsatz von über DM 75.000,00 zu verzeichnen
haben. Nach der neuen Gesetzänderung wurde die frei-

willige Anmeldung zum Vorsteuerabzug für Steuer-
subjekte, die einen jährlichen Umsatz von über 50.000.00
DM zu verzeichnen haben, eingeführt. Kritisch zu sehen
ist in der praktischen Anwendung des Gesetzes die Tatsa-
che, dass die Steuerverwaltung für die Mehrwertsteuer-
rückerstattung im Schnitt 7 Monate braucht. Dies wird
von den Investoren als eine zinsfreie Kreditierung des
Staates angesehen. Das Weißbuch der ausländischen In-
vestoren verlangt eine Reduzierung auf 18%.

3.3 Einkommenssteuer

Die Besteuerung natürlicher Personen erfolgt nach dem
Gesetz über die Besteuerung der Einkünfte natürlicher
Personen12. Die Steuerlast beträgt bei einem Steuerfrei-
betrag von 80 Leva monatlich 20 bis maximal 40%.

Durch die Verabschiedung des neuen Sozialversicherungs-
gesetzes wurde ein Teil der Entrichtung der Sozialversi-
cherungsbeiträge auf die Arbeitnehmer übertragen und
damit die Steuerlast der Unternehmen um weitere 5%
reduziert (von 41,2% im letzten Jahr auf 36,7% jetzt).
Seitens der Arbeitnehmerschaft wurde dies natürlich nicht
mit Freude aufgenommen.

Dr. Maya Neidenowa, Rechtsanwältin, Hamburg/Sofia.

  1 Vgl. auch Bericht der bulgarischen Auslandsinvestitionsagentur,
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  4 DV Nr. 44/1996.
  5 DV Nr. 98/1997.
  6 Das sind umgerechnet bei einem Kurs der DM 1/1 LV DM

5.000,00.
  7 Das sind umgerechnet DM 100.000,00.
  8 DV Nr. 52/1997. Das Gesetz hob das bis dahin geltende Ge-

setz über die Banken und das Kreditwesen von 1992 auf. Fer-
ner wurde ein Gesetz über Maßnahmen gegen die Geldwäsche,
DV Nr.48/1996 verabschiedet.

  9 DV Nr.86/1996.
1 0 DV Nr. 115/1997, zuletzt geänd. DV Nr. 111/1999.
1 1 Gesetz über die Gewinnsteuer, DV Nr. 59 von 1996; Durchfüh-

rungsbestimmung zum Gewinnsteuergesetz, DV Nr. 109/1996.
1 2 Zuletzt geänd.: DV Nr. 111/1999.
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